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M i e t r e c h t
Vorlage von Belegen zur Betriebskosten-
abrechnung in geordneter Form
Die Pflicht des Vermieters zur Vorlage der 
Belege zur Betriebskostenabrechnung um-
fasst gemäß § 259 Abs. 1 BGB auch die 
Pflicht zur Vorlage in einer geordneten 
Form. Es ist nicht Aufgabe des Mieters die 
Belege selbständig zu ordnen. Dies hat das 
Amtsgericht Münster entschieden.

Die Mieter einer Wohnung in Münster 
hatten von ihrer Vermieterin die Vorlage 
der Belege zu den Betriebskostenabrech-
nungen von 2018 bis 2020 verlangt. Da die 
Vermieterin diese in ungeordneter Form 
übergeben hatte, verweigerten die Mieter 
die Zahlung der Nachzahlungen. So waren 
die Belege weder thematisch noch chrono-
logisch stringent sortiert. Die Vermieterin 
akzeptierte die Zahlungsverweigerung nicht 
und erhob Klage.
Das Amtsgericht Münster entschied gegen 
die Klägerin. Sie habe keinen Anspruch auf 
die Nachzahlungen, da den Beklagten ein 
Leistungsverweigerungsrecht zustehe. Die 
Klägerin habe den Beklagten keine umfas-
sende Belegeinsicht gewährt, da sie die Be-
lege in einer ungeordneten Form vorlegte.
Nach § 259 Abs. 1 BGB bedürfe es einer 
geordneten Zusammenstellung der Ab-
rechnungsbelege, so das Amtsgericht. Das 
umfasse eine zweckmäßige und übersicht-
liche Aufgliederung in Abrechnungsposten. 
Dabei sei auf einen juristisch und betriebs-
wirtschaftlich ungeschulten Mieter abzu-

stellen. Anderenfalls könne der Mieter sein 
Prüfungsrecht nicht sinnvoll ausüben. Der 
Mieter sei nicht verpflichtet, die Belege 
selbständig zu ordnen oder Zusammenhän-
ge in den Rechnungen fortlaufender Verträ-
ge zu erkennen.
Amtsgericht Münster,
Urteil vom 25.10.2023 – 38 C 1947/22 –

I n f e k t i o n s s c h u t z r e c h t
Pflicht zur Vorlage eines Masernimmuni-
tätsnachweises für schulpflichtige Kinder
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg hat in mehreren Eilverfahren die 
Beschwerden von Eltern schulpflichtiger 
Kinder gegen Entscheidungen des Verwal-
tungsgerichts Berlin zurückgewiesen, wo-
nach Gesundheitsämter für den Schulbe-
such den Nachweis einer Impfung oder 
Immunität gegen Masern fordern dürfen, 
sofern keine Kontraindikation besteht. Für 
den Fall, dass der Nachweis nicht vorge-
legt wird, kann auch ein Zwangsgeld an-
gedroht werden.
Die Bestimmungen des Infektionsschutz-
gesetzes zur Nachweispflicht seien ange-
sichts der hochansteckenden Viruskrank-
heit mit möglicherweise schwerwiegenden 
Komplikationen nicht offenkundig verfas-
sungswidrig, so das OVG. Zwar greife die 
Nachweispflicht in das Elternrecht aus Art. 
6 Abs. 2 des Grundgesetzes ein. Die Re-
gelung sei aber verhältnismäßig, weil sie 
- wie das Bundesverfassungsgericht be-
reits zur Nachweispflicht bei noch nicht 
schulpflichtigen Kindern entschieden habe 
einen legitimen Zweck verfolge und nicht 
außer Verhältnis zur Schwere des Eingriffs 
stehe.
Der Gesetzgeber des Masernschutzge-
setzes sei von einer grundsätzlich beste-
henden „Impfpflicht“ bzw. „verpflicht-
enden Impfung“ ausgegangen. Er habe 
lediglich von deren Durchsetzung im Wege 
des unmittelbaren Zwangs abgesehen. 
Andere Zwangsmittel wie Zwangsgeld und 
Geldbuße seien hingegen vorgesehen, um 
eine tatsächliche Erhöhung der Impfquote 
in Schulen und sonstigen Gemeinschafts-
einrichtungen - und damit letztlich in der 
gesamten Bevölkerung - zu erreichen.
Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 28.02.2024 – 1 S 80/23 –

S t e u e r r e c h t
Übermittlung von Informationen zu aus-
ländischen Bankkonten verfassungsge-
mäß
Schweizer Banken können Informati-
onen zu Konten und Depots deutscher 
Staatsangehöriger an die deutsche Fi-
nanzverwaltung übermitteln. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden. 
Der BFH sieht in der Übermittlung von 
Informationen zu ausländischen Bank-
konten an die deutschen Steuerbehör-
den keine Verletzung der Grundrechte 
der inländischen Steuerpflichtigen.

Geklagt hatten Steuerpflichtige, die 
sich durch Übermittlung der Kontostän-
de ihrer Schweizer Bankkonten in ihren 
Grundrechten, insbesondere in ihrem 
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung, verletzt sahen. Nachdem bereits 
das Finanzgericht diese Ansicht nicht 
teilte, bestätigte nun auch der BFH die 
Verfassungsmäßigkeit der Übermittlung 
von Informationen zu ausländischen 
Bankkonten an die deutschen Steuerbe-
hörden. Jedenfalls sei die Übermittlung 
der Informationen zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung gerechtfertigt.
Die Bundesrepublik Deutschland sowie 
mehrere andere Staaten haben sich zur 
Bekämpfung von Steuerhinterziehung 
dazu verpflichtet, Informationen zu 
Bankkonten auszutauschen. Unter an-
derem werden hierfür die Kontostände 
ausländischer Bankkonten an die deut-
sche Steuerverwaltung übermittelt. Der 
automatische Informationsaustausch 
über Finanzkonten dient der Sicherung 
der Steuerehrlichkeit und der Verhinde-
rung von Steuerflucht.
Bundesfinanzhof,
Urteil vom 28.03.2024 – IX R 36/21 –
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
Bildquellen: dawr.de, Fotolia.com

M i e t r e c h t
Keine gesonderte Mieterhöhung bei ein-
heitlichem Mietvertrag über Wohnung 
und Tiefgaragenstellplatz
Besteht über eine Wohnung und ein Tiefga-
ragenstellplatz ein einheitlicher Mietvertrag, 
so ist eine gesonderte Mieterhöhung unzu-
lässig. Die Mieterhöhung kann nur für das 
Mietverhältnis insgesamt verlangt werden. 
Dass im Mietvertrag die Mietanteile ge-
sondert ausgewiesen sind, ist dabei unbe-
achtlich. Dies hat das Amtsgericht Koblenz 
entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall bestand 
über eine in Rheinland-Pfalz gelegenen 
Wohnung nebst Tiefgaragenstellplatz ein 
einheitlicher Mietvertrag. Im April 2023 be-
gehrte die Vermieterin eine Mieterhöhung 
sowohl für die Wohnung als auch geson-
dert für den Stellplatz. Da die Mieterin der 
Mieterhöhung nicht zustimmte, erhob die 
Vermieterin Klage.
Das Amtsgericht Koblenz entschied gegen 
die Vermieterin. Die Klage auf Zustimmung 
zur Mieterhöhung sei bereits unzulässig. 
Denn die Vermieterin behandle den einheit-
lichen Mietvertrag über die Wohnung und 
den Tiefgaragenstellplatz nicht als solchen, 
sondern als zwei gentrennte Verträge mit 
gesondert zu berechnenden Miethöhen. 
Das werde der von den Parteien gewählten 
Vertragsstruktur nicht gerecht und sei da-
mit unzulässig. Es gebe nicht eine Miete für 
die Wohnung und eine Miete für den Stell-
platz, sondern nur eine Miete für die Woh-
nung mit Stellplatz.
Der Umstand, dass im Mietvertrag die Mie-
tanteile für die Wohnung und den Stellplatz 
gesondert aufgeführt werden, sei nach Auf-
fassung des Amtsgerichts unbeachtlich.
Amtsgericht Koblenz,
Urteil vom 25.01.2024 – 142 C 1732/23 –

F a m i l i e n r e c h t
Gesetzliche Regelungen über die Vater-
schaftsanfechtung durch leibliche Väter 
sind mit dem Elterngrundrecht unverein-
bar
Das Bundesverfassungsgericht hat entschie-
den, dass die gesetzliche Regelung über das 
Recht des leiblichen Vaters, die rechtliche 
Vaterschaft eines anderen Mannes für sein 
Kind anzufechten, mit dem Grundgesetz 
unvereinbar ist. Sie trägt dem Elterngrund-
recht leiblicher Väter nicht hinreichend 
Rechnung. Diese gehören zu den Eltern im 
Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz 
(GG) und können sich auf das Elterngrund-
recht ebenso wie die rechtlichen Eltern des 
Kindes berufen.
Das Elterngrundrecht bedarf einer Ausge-
staltung durch den Gesetzgeber. Er kann 
dabei — abweichend vom bisherigen Recht 

im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) — die 
rechtliche Elternschaft des leiblichen Vaters 
neben der Mutter und dem rechtlichen Va-
ter vorsehen. Hält er dagegen an einer Be-
schränkung der rechtlichen Elternschaft auf 
zwei Elternteile fest, muss zugunsten des 
leiblichen Vaters ein hinreichend effektives 
Verfahren zur Verfügung stehen, das ihm 
ermöglicht, anstelle des bisherigen rechtli-
chen Vaters selbst rechtlicher Vater seines 
Kindes zu werden. Letzterem genügt das 
bisherige Recht vor allem deshalb nicht, weil 
es nicht erlaubt, eine bestehende oder vor-
malige sozial-familiäre Beziehung zwischen 
dem Kind und seinem leiblichen Vater so-
wie dessen bisherige Bemühungen um die 
rechtliche Vaterschaft zu berücksichtigen.
Bundesverfassungsgericht,
Urteil vom 09.04.2024 – 1 BvR 2017/21 –

A r b e i t s r e c h t
Verbot der privaten Handynutzung am 
Arbeitsplatz unterliegt nicht Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats
Das vom Arbeitgeber ausgesprochene 
Verbot der privaten Handynutzung am Ar-
beitsplatz unterliegt nicht dem Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 
1 BetrVG, weil der Schwerpunkt der Maß-
nahme auf die Steuerung des Arbeitsver-
haltens liegt. Dies hat das Bundesarbeitsge-
richt entschieden.

Im November 2021 ordnete eine Arbeit-
geberin in Niedersachsen an, dass künftig 
die Nutzung von Handys zu privaten Zwe-
cken während der Arbeitszeit nicht gestat-
tet sei. Der Betriebsrat sah in dem Verbot 
eine Verletzung seines Mitbestimmungs-
rechts. Denn seiner Meinung nach betreffe 
das Verbot das Ordnungsverhalten der Ar-
beitnehmer im Betrieb, so dass eine Mit-
bestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG 
bestehe. Der Betriebsrat ging schließlich ge-
richtlich gegen das Verbot vor. Sowohl das 
Arbeitsgericht Braunschweig als auch das 
Landesarbeitsgericht Niedersachsen wiesen 
die Anträge des Betriebsrats ab. Dagegen 
richtete sich die Rechtsbeschwerde des Be-
triebsrats.
Das Bundesarbeitsgericht bestätigte die 
Entscheidung der Vorinstanz. Die Arbeitge-
berin habe durch das Verbot der privaten 
Handynutzung nicht das Mitbestimmungs-
recht des Betriebsrats verletzt. Denn das 
Verbot unterfalle nicht der Mitbestimmung 
des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 Be-
trVG.
Das Verbot sei nach Auffassung des Bun-
desarbeitsgerichts schwerpunktmäßig auf 
die Steuerung des Arbeitsverhaltens gerich-
tet. Es solle das zügige und konzentrierte 
Arbeiten sichergestellt werden, indem mög-
liche Ablenkungen privater Natur durch die 

Verwendung von Handys unterbunden wer-
den soll. Dass sich das Verbot auch auf das 
Ordnungsverhalten auswirken könne, sei 
unerheblich.
Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 17.10.2023 – 1 ABR 24/22 –

F a m i l i e n r e c h t
Außereheliche Beziehung mit Folgen ist 
nicht immer ein Härtefall
Das Pfälzische Oberlandesgericht entschied, 
dass eine Ehefrau, die aufgrund einer auße-
rehelichen Beziehung ein Kind erwartet, sich 
nicht wegen unzumutbarer Härte vor Ablauf 
des sogenannten Trennungsjahres scheiden 
lassen kann.
Die Eheleute leben seit August 2023 ge-
trennt. Die Ehefrau ist bereits wieder in einer 
anderen Beziehung und erwartet aus dieser 
Beziehung im Juni 2024 ein Kind. Aus die-
sem Grund wollte sich die Ehefrau noch vor 
Ablauf des sogenannten Trennungsjahres 
scheiden lassen und beantragte hierfür die 
Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe. Sie 
beruft sich unter anderem darauf, dass das 
Abwarten des sogenannten Trennungs-
jahres für ihren Ehemann eine unzumutbare 
Härte darstelle. Das Amtsgericht hat den 
Verfahrenskostenhilfeantrag für die Härte-
fallscheidung zurückgewiesen. Hiergegen 
ging die Ehefrau mit ihrer Beschwerde vor.
Das OLG Zweibrücken hat die Beschwer-
de zurückgewiesen. Zur Begründung hat 
es insbesondere ausgeführt, dass die Vo-
raussetzungen für eine Härtefallscheidung 
nicht vorliegen würden. Eine Ehe könne 
vor Ablauf des ersten Trennungsjahres nur 
geschieden werden, wenn die Fortsetzung 
der Ehe für einen Ehepartner aus Gründen, 
die in der Person des anderen Ehegatten 
liegen, eine unzumutbare Härte darstelle. 
Dass die Gründe in der Person des anderen 
Ehegatten liegen müssten, solle verhindern, 
dass sich der Antragsteller auf eigene gra-
vierende Unzulänglichkeiten berufen kann. 
Gemessen daran habe der von der Ehefrau 
gestellte Scheidungsantrag vor Ablauf des 
Trennungsjahres keine Aussicht auf Erfolg.
Zwar könne im Falle einer Schwangerschaft 
der Ehefrau die Berufung des Ehemannes 
auf einen Härtegrund zulässig sein, weil nur 
bei Anhängigkeit des Scheidungsverfahrens 
vor der Geburt des Kindes eine vereinfachte 
Korrektur der Vaterschaft möglich sei. Die 
Ehefrau könne sich hierauf nicht berufen. 
Bei ihrer Schwangerschaft handele es sich 
nicht um einen Umstand, der in der Person 
des Ehemanns begründet sei. Umstände, 
die ausschließlich oder wenigstens vor-
nehmlich in der Person des die Scheidung 
beantragenden Ehegatten ihre Ursache ha-
ben, seien insoweit für den von ihm gestell-
ten Scheidungsantrag nach dem Wortlaut 
und dem Zweck des Gesetzes von vornhe-
rein irrelevant.
Oberlandesgericht Zweibrücken,
Beschluss vom 07.02.2024 – 2 WF 26/24 –
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